Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4673 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. August 1969 

III/l — 68070 — E — Ar 1/1/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Entwurf 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Durchführung einer Stich- 
probenerhebung über Arbeitskräfte. 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 1. August 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
entwurf ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Entwurf übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Verteidigung 

Dr. Schröder 


Druck; Bonner üniversitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfndi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Entwurf einer Verordnung des Rates 
zur Durchführung einer Stichprobenerhebung 
über Arbeitskräfte 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 213, 

nach Kenntnisnahme von dem Verordnungsent- 
wurf der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Kommission muß zur Erfüllung der ihr nach 
dem Vertrag, insbesondere den Artikeln 2, 117, 118, 
122 und 123, obliegenden Aufgaben über die Be- 
schäftigungslage und die Arbeitslosigkeit sowie 
deren Entwicklung unterrichtet sein. 

Die in den sechs Ländern verfügbaren statistischen 
Unterlagen erlauben keine gültigen Vergleiche, ins- 
besondere wegen der unterschiedlichen Gesetzge- 
bungen der Mitgliedstaaten, auf denen diese Sta- 
tistiken beruhen. Aus diesem Grunde müssen Erhe- 
bungen anhand einheitlicher Definitionen und einer 
einheitlichen Methode durchgeführt werden; 

Die beste Methode, um Niveau und Struktur der 
Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit zu kennen, 
ist die Durchführung von Gemeinschaftserhebungen, 
wie sie 1960, 1968 und 1969 stattgefunden haben. 

ln .Anbetracht der ständigen Fluktuationen im 
Bereich der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit 
erscheint es notwendig, über längere Zahlenreihen 
zu verfügen, die Vergleiche zwischen den Mitglied- 
staaten ermöglichen; 

Diese können nur erstellt werden, wenn im Jahre 
1970 die Erhebungen, die bereits 1968 und 1969 statt- 
gefunden haben, in den sechs Mitgliedstaaten wie- 
derholt werden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 


bei werden alle dem Haushalt angehörenden Perso- 
nen befragt. 

Artikel 3 

Der Umfang der Stichprobe liegt zwischen 70 000 
und 100 000 Haushalten in Deutschland, in Frank- 
reich und in Italien, zwischen 30 000 und 50 000 
Haushalten in Belgien und in den Niederlanden; er 
beträgt etwa 5000 Haushalte in Luxemburg. 

Artikel 4 

Die Erhebung erfaßt die persönlichen Merkmale 
der befragten Personen sowie ihre berufliche Tätig- 
keit während der Berichtswoche einschließlich der 
Zahl der geleisteten Stunden. Für die Personen, die 
eine andere Tätigkeit suchen, Personen, die erwerbs- 
los oder auf der Suche nach einer ersten Stelle sind, 
soll die Erhebung insbesondere Auskunft über 
Gründe, Dauer und Art der Arbeitssuche geben. 

Artikel 5 

Die Befragung durch die statistischen Dienste der 
Mitgliedstaaten erfolgt auf Grund eines Verzeich- 
nisses von Fragen, das von der Kommission in Zu- 
sammenarbeit mit diesen Dienststellen erstellt 
wurde. 

Die Kommission bestimmt unter Mitwirkung der 
statistischen Dienststellen der Mitgliedstaaten die 
technischen Einzelheiten der Erhebung, insbesondere 
den Stichprobenplan. Sie setzt ferner in der gleichen 
Weise den Beginn und den Abschluß der Erhebung 
sowie die Einzelheiten der Übermittlung der Er- 
gebnisse an die Kommission fest. 

Die Auskunftspflichtigen haben die Fragen wahr- 
heitsgemäß und vollständig zu beantworten. 


.Artikel 1 

Die Kommission führt im Frühjahr 1970 eine Stich- 
probenerhebung über Arbeitskräfte bei den Haus- 
halten durch. 

Artikel 2 

Die Erhebung wird durch Interview in jedem Mit- 
gliedstaat bei einer Auswahl von Haushalten durch- 
geführt, die zum Zeitpunkt der Erhebung ihren 
Wohnsitz auf dem Gebiet dieser Staaten haben. Da- 


; A r t i k e 1 6 

Die im Rahmen der Erhebung erteilten Einzelaus- 
: künfte werden der Kommission ohne namentliche 
1 Angabe des Auskunftspflichtigen übermittelt. Diese 
' Auskünfte dürfen nur für statistische Zwecke ver- 
wendet werden; ihre Weitergabe an Dritte ist 
I untersagt. 

I Die Mitgliedstaaten treffen alle notwendigen Vor- 
kehrungen, um Zuwiderhandlungen gegen die in 
Absatz 1 vorgesehene Geheimhaltungspflicht zu ver- 
hindern. 
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Artikel 7 

Soweit diese Verordnung nichts anderes bestimmt, 
gelten für die Durchführung der Erhebung die 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für inner- 
staatliche statistische Erhebungen. 

Artikel 8 

Die den Mitgliedstaaten durch die Erhebung ent- 
stehenden Kosten gehen zu Lasten der in den Haus- 
haltsplänen der Europäischen Gemeinschaften für 
diesen Zweck bereitgestellten Mittel. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 


Geschehen zu Brüssel, den 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Kommission kann die ihr nach dem Vertrag, 
insbesondere nach Artikel 2, 117, 118, 122 und 123, 
obliegenden Aufgaben nur erfüllen, wenn sie über 
zuverlässige und vergleichbare Angaben für alle 
Mitgliedstaaten über Lage, Niveau und Entwicklung 
der Beschäftigung und der Arbeitslosigkeit verfügt. 

Obwohl in allen Ländern Statistiken über Beschäf- 
tigung und Arbeitslosigkeit vorliegen, hat es sich 
bei vielen Gelegenheiten — insbesondere bei der 
Prüfung durch den Rat der periodischen Berichte der 
Kommission über die Entwicklung der sozialen Lage 
und über die Probleme der Arbeitsmarktlage — 
gezeigt, daß ein Vergleich der nationalen Zahlen- 
reihen nur selten möglich ist, da diese keine einheit- 
lichen methodischen Grundlagen haben und auf ver- 
schiedenen Definitionen und Berichtszeiträumen für 
die einzelnen Länder beruhen. Unterschiedliche Ge- 
setzgebungen verhindern bei der Arbeitslosigkeit 
jeglichen Vergleich des Niveaus. Darüber hinaus 
können bestimmte Vorgänge nicht analysiert wer- 
den, da Angaben hierüber für manche Länder fehlen. 

Daher hat die Kommission, gestützt auf Studien zu 
diesem Problem vom Internationalen Arbeitsamt und 
von der OECD, ein erstes Mal für 1960 und anschlie- 
ßend für 1968 und 1969 die Durchführung einer ge- 
meinsamen Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 
vorgeschlagen. Der Rat hat die Durchführung dieser 
beiden letzten Erhebungen beschlossen und präzi- 
siert, daß sie dazu dienen, folgende Größen festzu- 
stellen: 

a) Zahl der in der Berichtswoche erwerbstätigen 
Personen mit einer Untergliederung nach der 
Stellung im Beruf, der Zahl der geleisteten Stun- 
den und der Nationalität; 

b) Zahl der Personen, die in der Berichtswoche 
wegen Arbeitslosigkeit oder Suche nach einer 
ersten Stelle nicht gearbeitet haben, und zwar 
mit einer Untergliederung für diese Personen 
insgesamt, nach der Dauer der Arbeitssuche, der 
Art der gesuchten Tätigkeit sowie für die Arbeits- 
losen nach der ehemaligen Tätigkeit (Stellung im 
Beruf und Wirtschaftszweig); 

c) Zahl der erwerbslosen Personen und der In- 
aktiven, die in der Berichtswoche eine Neben- 
tätigkeit gehabt haben (Stellung im Beruf, Wirt- 
schaftszweig und geleistete Stunden). 

Derartige Untergliederungen erlauben es den ver- 
antwortlichen Stellen, nicht nur die allgemeinen 
Probleme der Struktur und der Entwicklung von 
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit besser zu kennen 
und auf vergleichbarer Basis zu prüfen, sondern 
auch spezielle Probleme zu behandeln, denen der 
Rat Vorrang gegeben hat, insbesondere die Erwerbs- 
tätigkeit der Jugendlichen, die Beschäftigung älterer 
Arbeitnehmer und gewisse Aspekte der Beschäfti- 
gung von ausländischen Arbeitskräften. Es ist selbst- 
verständlich, daß die Ergebnisse dieser Erhebung 
auch dazu dienen werden, die Beschäftigungsvor- 


ausschätzungen zu verbessern; die Erhebung wird 
es ferner erleichtern, Probleme zu untersuchen, die 
der Kommission gestellt sind: Erwerbstätigkeit der 
Frau, die Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb der 
Landwirtschaft für Personen, die die Landwirtschaft 
verlassen, die Arbeitskräftereserven, die regionale 
Verteilung der Beschäftigung usw. Sie kann ferner 
genutzt werden zur Vorbereitung der Aktionen des 
erneuerten europäischen Sozialfonds. Um dem Rat 
eine gerechte Nutzung dieses Fonds vorzuschlagen 
und so zu einer aktiven Beschäftigungspolitik in der 
Gemeinschaft beizutragen, benötigt die Kommission 
eine wissenschaftlich fundierte Dokumentation. 

Alle diese Ziele können mit der notwendigen Sicher- 
heit nur erreicht werden durch eine gemeinschaft- 
liche Erhebung auf Grund gleicher Normen, wie sie 
der vorliegende Entwurf einer Verordnung vorsieht. 
Die technischen Einzelheiten der Erhebung wurden 
bei verschiedenen Sitzungen der Arbeitsgruppe 
„Stiebprobenerhebung über Arbeitskräfte" anläßlich 
der Vorbereitung der Erhebung 1968 festgelegt. Um 
die Kontinuität der Erhebung zu gewährleisten, sind 
für 1969 die Methoden ohne Änderung übernommen 
worden, und die Sachverständigen haben bei ihrer 
letzten Sitzung am 6. Mai 1969 darauf gedrungen, 
daß dies auch für 1970 der Fall sein sollte. 

Diese Stabilität garantiert die Vergleichbarkeit von 
einem Jahr zum anderen und ermöglicht eine we- 
sentlich schnellere Aufbereitung als bei den ersten 
Erhebungen. 

Bei den Diskussionen, die im Rahmen des Rates 1968 
und 1969 stattgefunden haben, haben mehrere Dele- 
gationen zu verstehen gegeben, daß eine Wieder- 
holung der Erhebung ab 1970 über eine Verordnung 
des Rates geregelt werden müßte und daß es ihnen 
nicht wünschenswert erscheint, daß Vorhaben dieser 
Art nur anläßlich der Haushaltsdebatten geprüft 
werden. 

Daher unterbreitet die Kommission dem Rat den 
vorliegenden Verordnungsentwurf. Es erschiene ihr 
sehr bedauerlich, wenn diese Erhebung ihren ge- 
meinschaftlichen Charakter in dem Moment verlie- 
ren würde, wo nach einer Anlaufperiode eine er- 
hebliche Verkürzung der Aufbereitungszeiten zu er- 
reichen ist, die der Erhebung ihre volle Nützlichkeit 
geben könnte. 

Wie in Artikel 9 dieses Verordnungsentwurfs vor- 
gesehen, gehen die den Mitgliedstaaten durch diese 
Erhebung über Arbeitskräfte 1970 entstehenden 
Kosten zu Lasten der Haushaltspläne der Europä- 
ischen Gemeinschaften. Auf der Basis der für die 
Erhebung 1969 gewährten Kredite und unter Berück- 
sichtigung der Zahl der zu befragenden Haushalte 
können die Gesamtkosten dieser Erhebung auf 
690 000 Rechnungseinheiten geschätzt werden. Die- 
ser Betrag enthält eine Pauschalzahlung von 1,6 
Rechnungseinheiten je Haushalt sowie die Kosten 
für die gemeinschaftliche Aufbereitung und die Ver- 
öffentlichung der Ergebnisse. 
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